
873 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

24. 8. 1973 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1973, 
mit dem das Patent~esetz 1970 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Patentgesetz 1970, BGBl. N r. 259, wird 
wie folgt geändert: 

1. Dem § 57 ist folgender Abs. 3 anzufügen: 

,,(3) Das Patentamt ist ferner verpflichtet, auf 
Antrag schriftliche Gutachten über den Stand der 
Technik (Recherchen) bezüglich eines konkreten 
technischen Problems; soweit sich dessen Lösun­
gen einem einheitlichen Lösungsprinzip unter­
ordnen lassen, zu erstatten." 

2. Der Abs. 8 des § 59 hat zu lauten: 

,,(8) Ein nichtständigesMitglied ist nur dann 
zur Mitwirkung heranzuziehen, wenn im Einzel­
fall kein ständiges Mitglied für das in Frage kom­
mende Fachgebiet zur Verfügung steht oder wenn 
die Heranziehung mit Rücksicht auf die Beson­
derheit des Falles, die Raschheit der Erledigung 
oder die Belastung der in Betracht kommenden 
ständigen Mitglieder geboten erscheint." 

3. Der Abs. 5 des § 80 hat zu lauten: 
~,(5) öffentlich-rechtlichen Institutionen kann 

über Ansuchen je ein Exemplar aller ab dem 
Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens ausgege­
benen Patentschriften kostenlos überlassen wer­
den, wenn diese der öffentlichkeit zugänglich ge­
macht werden." 

4. Der bisherige Abs. 5 des§ 80 erhält die Be­
zeichnung A'bs. 6. 

5. Der Abs. 2 des § 81 hat zu lauten: 

7. Nach dem § 111 ist unter der Abschnittsbe­
zeichnung "B. Recherchen" als § 111 a mit fol­
gender überschrift einzufügen: 

"Erfordernisse und Behandlung der Anträge 

§ 111 a. (1) Ein Antrag auf Durchführung einer 
Recherche darf nur ein einziges konkretes techni­
sches Problem (§ 57 Abs. 3) zum Gegenstand 
haben. Im Antrag kann auch begehrt werden, 
daß die Recherche auf einen zurückliegenden Zeit­
punkt abgestellt wird. 

(2) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung 
beim Patentamt schriftlich einzubringen. Jeder 
Ausfertigung sind eine genaue und deutliche Be­
schreibung, eine gedrängte Zusammenfassung des 
konkreten technischen Problems und erforder­
lichenfalls Zeichnungen 'beizuschließen. Die Be­
schreibung und die ,Zusammenfassung können 
auch in englischer oder französischer Sprache ah­
gefaßt sein, doch ist das Patentamt berechtigt, 
eine deutsche übersetzung Zu verlangen. 

(3) Zur Erledigung des Antrages ist das nadl 
der Geschäftsverteilung zuständige fachtechnische 
Mitglied (§ 61) berufen. Eine Ausfertigung der 
vom Antragsteller beigebrachten Beilagen (Abs. 2) 
ist der Erledigung anzuschließen. 

(4) Ist der Antrag, die Beschreibung, die Zu­
sammenfassung oder die Zeichnung mangelhaft, 
so ist 'der Antragsteller aufzufordern, binnen 
einer 'bestimmten Frist den Mangel zu beheben. 
Wird der Mangel nicht behoben, so ist der Antrag 
mit Beschluß zurückzuweisen. Der Beschluß kann 
mit Beschwerde angefochten werden. Für die Be­
schwerde sind die Bestimmungen der §§ 70 his 73 
sinngemäß anzuwenden." 

,,(2) In Geschäftsstücke, die Recherchen(§ 57 8. Die bisherige Abschnittsbezeichnung "B. An-
Abs. 3) betreffen, ist die, Einsichtnahme nur mit fechtung von Patenten" hat zu lauten: "c. An­
Zustimmung ,des Antragstellers oder semes fechtung von Patenten". 
Rechtsnachfolgers zu gestatten." 9. Im § 16,8 Abs. 1 ist in Z. 5 lit. d der Schluß-

6. Die hisherigen Abs. 2 bis 5 des §81 erhalten punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen und 
die Bezeidlflung Abs.3 bis 6. folgende Z. 6 anzufügen: 
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2 873 der Beilagen 

,,6. der Antrag auf Durchführung einer 
Recherche (§ 111 a Abs. 1) ........ 4000 S." 

10. Dem Abs. 5 des § 168 ist folgender Satz 
anzufügen: 
"Von der im Abs. 1 Z. 6 festgesetzten Gebühr 
ist ein Betrag von 3800 S zurückzuerstatten, 
wenn der Antrag zurückgewiesen oder vor dem 
Tag der Zustellung des Recherchenergebnisses zu­
rückgezogen wird." 

Artikel 11 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1974 
in Kraft. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung des Bundesgesetzesist der 
Bundesminister für Handel, Gewerl?e und Indu­
strie betraut. 

Erläuterungen 

Das Patentgesetz überträgt dem Patentamt die 
Erteilung von Patenten nach einem gesetzlich ge­
nau geregelten Prüfungsverfahren. Die Prüfung 
hat festzustellen, ob die gesetzlichen Vorausset­
zungen für eine patentierbare Erfindung - vor 
allem Neuheit, Erfindungshöhe, gewerbliche An­
wendbarkeit - vorliegen. Daneben ist aber wie­
derholt von Kreisen der Wirtschaft der Wunsch 
geäußert worden, auch unabhängig von einer Pa­
tentanmeldung zum Zwecke der Forschung, der 
Entwicklung, der Vorbereitung einer Patentan­
meldung o'der aus sonstigen Gründen Auskünfte 
über den Stand der Technik eines bestimmten 
Gebietes, ü'ber, die Patentfähigkeit eines Gegen­
standes oder Verfahrens und dgl. erhalten zu 
können. 

Der vorliegende Entwurf will diesen Wünschen 
Rechnung tragen und damit den beim Patentamt 
vorhandenen "Prüfstoff", das sind 'die in jahr­
zehntelanger Arbeit gesammelten und nach Sach­
gebieten geordneten druckschriftliruen Veröffent­
lichungen (vor allem etwa 9 Millionen Patent­
schriften des In- und Auslandes), für die Wirt­
schaft noch effizienter maruen, als dies bisher 
durch die Heranziehung dieses Prüfstoffes für die 
Prüfung der Patentanmeldungen der Fall gewesen 
ist. 

Zwar stand natürliru auchsruon bisher jedem 
Interessenten die Möglichkeit offen, mittels der 
in der Bücherei des Patentamtes vorhandenen Be~ 
helfe Reruerruen anzustellen. 

Der international anerkannte Ruf, den sich das 
österreichische Patentamt durch die Qualität sei­
ner Vorprüfung erworben hat, bietet aber die Ge­
währ, daß bei einer Recherrue die Antragsteller 
das sie interessierende Material rasch und mög­
lichst vollständig mitgeteilt bekommen und daß 
somit ein derartiges Verfahren infolge der Ver­
trautheit der Prüfer mit dem Material ökono­
misruer sein wird als die Nachforsruung durru 
einen qualifizierten Betriebsangehörigen. Durch 
diese neu eröffneten Möglichkeiten wird es den 

Unternehmungen möglich sein, die Neueinrich­
tung oder die Umstellung eines Unternehmens­
zweiges unter Rücksichtnahme auf die letzten 
technischen Entwicklungen durchzuführen, sodaß 
Fehlinvestitionen vermieden werden können. 

Durch eine Recherche ist weiters das Auffinden 
von Patenten möglich, die einer bereits bestehen­
den gewerblichen Tätigkeit entgegenstehen. Der 
AbschluK von Lizenz-, Beratungs- und Zusam­
menarbeitsverträgen wird ebenfalls wesentlich 
von der Auskunft über den Stand der Technik 
abhängen. Bei Verletzungsstreitigkeiten, in denen 
es sehr oft um den Rechtsbestand des Patentes 
geht, ist das in einer Recherche ermittelte Mate­
rial von unschätzbarem Wert. 'Schließlich hängt 
der Aufbau einer geplanten Patentanmeldung 
ebenfalls wesentlich von dem bekanntgegebenen 
Stand der Technik ab. Eine darauf abgestellte 
sarugerechte Abfassung einer Patentanmeldung 
würde auch die Arbeit der Vorprüfung im 
Patentamt erleichtern. 

In welchem Umfang von 'dieser neu zu schaf­
fenden Möglichkeit Gebrauch gemarut werden 
wird, ist außerordentlich schwer abzuschätzen. 
Auch von den Interessentenkreisen konnten. dies­
bezüglich keine konkreten Angaben erhalten wer­
den, sodaß man hiebei auf bloße Mutmaßungen 
und Schätzungen angewiesen ist. Wenn man diese 
Tätigkeit mit zehn Prozent des bisherigen Ar­
beitsumfanges des Patentamtes annimmt, so 
würde dies allerdings eine Vermehrung um etwa 
25 weitere Dienstposten mit einem jährlichen 
Mehrerfordernis aus Personal- und Sachaufwand 
von etwa 3,000.000 S bedingen. Da die Prüfer, 
aber auch das übrige Personal des Patentamtes 
bereits jetzt mit dem Arbeitsanfall mehr als voll 
ausgelastet sind und schon derzeit immer größere 
Verzögerungen bei der Abwicklung des Anmelde­
verfahrens zu verzeichnen sind, kann diese zu­
sätzliche Tätigkeit jedenfalls nicht dauernd neben 
der Bearbeitung der Patentanmeldungen von dem 
derzeit vorhandenen Personal' bewältigt werden; . 
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873 der Beilagen 3 

außerd'ein wäre eine Auskunftserteilungüber den 
Stand der Technik überhaupt nur dann sinnvoll, 
wenn sie rasch erfolgt. 

Es wird daher je nach der, Inanspruchnahme 
der neu geschaffenen Möglichkeit eine entspre­
chende Vergrößerung des Personalstandes - ein­
schließlich einer Vorsorge für die räumliche Un­
terbringung - unerläßlich sein, sofern der bis­
herige gesetzliche Aufgabenbereich des Osterrei­
chischen Patentamtes gleich bleibt. Dabei darf 
allerdings nicht übersehen werden, daß die für 
die Recherchen zu entrichtende Gebühr derart be­
messen ist, daß dadurch :eine Abdeckung des ge­
samten Aufwandes erwartet werden kann. Ins­
gesamt werden dem Staat also keine zusätzlichen 
Belastungen erwachsen. 

Durch in neuester Zeit eingetretene internatio­
nale Entwicklungen auf dem Gebiet des Patent­
wesens ist allerdings nicht auszuschließen, daß es 
zu einer Reduktion des bisherigen Arbeitsanfalles 
des Osterreichischen Patentamtes kommen kann. 
In diesem Falle wäre eine Personalvermehrung 
nicht unbedingt erforderlich; es könnte im Ge­
genteil durch die Einführung der Recherchen ei~e 
Möglichkeit gefunden werden, den vorhandenen 
unersetzlichen Fundus in personeller und sach­
licher Beziehung für die österreichische Wirts~aft 
in anderer Art und Weise zusätzlich nutzbringend 
einzusetzen. 

In sachlicher Beziehung ist zu sagen, daß die 
Qualifikation des Personals' des Osterreichischen 
Patent'amtes für eine einwandfreie Recherchen­
tätigkeit Gewähr bietet. Daher ist auch nicht dar­
an zu denken, etwa den vorhandenen Stab von 
Prüfern weiterhin ausschließlich mit der Vorprü­
fung und zusätzliche Bedienstete mit der 
Recherche zu befassen. Vielmehr müßte die 
Recherchentätigkeit gleichmäßig auf ,die fachlich 
zuständigen Prüfer aufgeteilt und in der Heran­
schulung zusätzlicher Kräfte ein Ausgleich für die 
Mehrarbeit gesucht werden, 

Um die durch die neuen Aufgaben zu erwar­
tenden Mehrbelastungen soweit wie möglich ab­
zufangen, sieht der Entwurf noch eine flankie­

, rende Maßnahme vor. Auf die Erläuterungen zu 
dieser Bestimmung darf verwiesen werden. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen zu be­
merken: 

Zu Art. I Z. 1: 

Wenn nicht der Antragsteller ausdrücklich ver­
langt, daß die Auskunft auf einen bestimmten 
zurückliegenden Zeitpunkt abgestellt wird 
(§ 111 a Abs. 1 PatG i. d. F. des vorliegenden 
Entwurfes), wird Gegenstand der Recherche der 
letzte Stand der Technik sein. Darunter ist natur­
gemäß jener Stand der Technik zu verstehen, wie 
er sich aus den dem Patentamt zu Verfügung 
stehenden Unterlagen ergibt. Da z. B. Patent-

schriften aus übersee erst einige Zeit nach ihrem 
Erscheinen beim Patentamt einlangen und dann 
erst in den Prüfstoff eingeordnet werden müssen, 
können sie erst von diesem Zeitpunkt an -
ebenso wie bei der Vorprüfung - berücksichtigt 
werden. 

Zur Ermittlung dieses Standes der Technik wer­
den nicht nur die österreichischen, sondern auch 
die wichtigsten ausländischen Patentschriften und 
sonstigen druckschriftlichen Veröffentlichungen 
herangezogen werden. Das Patentamt wird sich 
daher auf die gesamte Dokumentation stützen, 
die es auch im Rahmen der Vorprüfung für die 
Beurteilung der Neuheit, der Patentfähigkeit, der 
Erfindungshöhe usw. in Betracht zieht. 

Die Unverbindlichkeit der Recherchierung er­
gibt sich aus der Natur der Sache. Es gibt keine 
Stelle auf der Welt, die eine Gewähr für die ab­
solute Vollständigkeit eines Recherchenergeb­
nisses übernehmen könnte. Das folgt, abgesehen 
davon, daß die Forderung nach Berücksichtigung 
"aller" Veröffentlichungen immer eine nicht 
realisierbare Utopie bleiben wird, schon daraus, 
daß ja die Beurteilung, ob ein bestimmtes Doku­
ment zum IStand der Technik eines bestimmten 
Gebietes zu zählen ist oder nicht, immer Gegen­
stand eines subjektiven Werturteiles ist. Auch die 
Prüfung der Patentanmeldungen auf Neuheit er­
folgt daher nicht mit der Garantie der Vollstän­
digkeit, sonst wäre ein beträchtlicher Teil des Ein­
spruchs- und Nichtigkeitsverfahrens überflüssig. 
Dennoch hat die Praxis der Prüfung ihre Zuver­
lässigkeit und Sorgfalt erwiesen. Dasselbe wird 
auch für die Recherchenergebnisse erwartet wer­
den dürfen. 

Sowohl der Anlaß als auch das Ziel der 
Recherche können mannigfaltig sein. Die Anträge 
können gestellt werden, weil der Antragsteller 
für eine beabsichtigte Patentanmeldung Informa­
tionen für die Formulierung oder die Abgrenzung 
zu erhalten wünscht, weil er das Material zur Be­
kämpfung eines im In- oder Ausland bestehenden 
Schutzrechtes benötigt oder weil er den Stand der 
Entwicklung auf einem Gebiet schlechthin wissen 
möchte. Daß die Auskunft auch für einen zurück­
liegenden Zeitpunkt angefor'dert werden kann, 
bewirkt, ,daß mittels eines Recherchenantrages 
auch die Rechtsbeständigkeit eines in- oder aus­
ländischen Patentes recherchiert werden kann. 
Natürlich wird durch das Recherchenergebnis der 
Entscheidung der zuständigen Behörde des be-, 
treffenden Landes nicht vorgegriffen; vielmehr 
soll es dem Antragsteller nur zur Beurteilung der 
Aussichten eines eventuell einzuleitenden Ver­
fahrens dienen. Diese Umstände sind aber für die 
Recherche selbst ohne Auswirkung; das Ergebnis 
wird also in allen Fällen das gleiche sein, nur die 
Art der Auswertung durch den Antragsteller wird 
je nach dem Zweck variieren. 
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4 873 der Beilagen 

Gegenstand der Recherche kann aber immer 
nur der Stand der Technik Zu einem bestimmten 
technischen Problem sein. Aber auch dieses kann 
nicht abstrakt Gegenstand der Nachforschung 
sein, sondern es kann sich immer nur um die Be­
kanntgabe jener dem Stand der Technik ange­
hörigen Lösungen dieses Problems handeln, die 
einem einheitlichen Lösungsprinzip zuzuordne'n 
sind, wobei man den Begriff der Zuordnung nicht 
allzu eng aufzufassen haben wird. Der Antrag~ 
steIler kann im Antrag dieses Problem an einem 
Gegenstand, einem Verfahren, einem Stoff, einer 
Schaltung, einer Anwendung u. dgl., worin es 
seine konkrete Verkörperung findet, darstellen. 
Er kann aber auch ohne Lösungsvorschlag ein 
entsprechend konkretisiertes technisches Problem 
zum Gegenstand der Recherche machen. Die For­
mulierung des § 57 Abs. 3 und des § 111 a Abs. 1 
versucht einerseits dem Antragsteller für die Aus­
richtung auf die Zielsetzung des Antrages bei der 
Formulierung die erforderliche Elastizität zu 
sichern, an'derseits aber einer allzu unabgegrenz­
ten Formulierung einen Riegel vorzuschieben, 
weil ja' bei jedem nicht entsprechend kon­
kretisierten Antrag die Fülle des mitzuteilenden 
Materials eine Anfrage sinnlos werden ließe. Da­
zu dient vor allem auch die Maßgabe, daß dem 
Antrag eine gedrängte Zusammenfassung des zu 
Recherchierenden beigeschlossen sein muß. 

Ebenso wie bei einer Anmeldung (§ 99 Abs. 1 
PatG) und bei einem nach § 57 Abs. 2 PatG zu 
erstattenden Gutachten hat die Frage der finan­
ziellen Ertragsfähigkeit bei der Recherche außer 
Betracht zu bleiben, weil diese vielfach von Vor­
aussetzungen abhängt, welche sich einer exakten 
Beurteilung entziehen. 

Zu Art. I Z. 2: 

Eine flankierende Maßnahme zur teilweisen Be­
seitigung des personellen Engpasses des Patentam­
tes stellt die Ergänzung jener Bestimmung dar, 
wonach nichtständige Mitglieder nur dann heran­
zuziehen sind, wenn im Einzelfall kein ständiges 
Mitglied für das in Frage kommende Fachgebiet 
zur Verfügung steht, oder wenn die Heranzie­
hung mit Rücksicht auf die Besonderheit des 
Falles geboten' erscheint. Dieser seinerzeit aus 
Gründen der Sparsamkeit verankerte Grundsatz 
hat sich als Hindernis für die Anwendung der Be­
stimmung erwiesen und dazu geführt, daß seit 
Einführung dieser Bestimmung (BGB!. Nr. 781 
1969, Art. I Z. 11) kein nichtständiges Mitglied 
herangezogen wurde. Da 'nämlich ein unanfecht­
barer Beweis, daß die Voraussetzungen für die 
Heranziehung nichtständiger Mitglieder. gegeben 
sind, nach der derzeitigen Regelung praktisch sehr 
schwer zu erbringen ist, stünde jede Entscheidung, 
bei der ein nichtständiges Mitglied mitgewirkt 
hat, unter der Drohung einer Anfechtung. beim 

Verfassungsgerichtshof (Verletzung des' Rechtes 
auf den gesetzlichen Richter). Daher wurden nun­
niehr die Voraussetzungen für die Heranziehung 
nichtständiger Mitglieder durch die zusätzlichen 
Kriterien "Raschheit der Erledigung" und "Be­
lastung der in Betracht komm~nden ständigen 
Mitglieder" so gefaßt, daß die aufgezeigten Be­
denken wegfallen. 

Zu Art. I Z. 3: 

Den meisten Kammern der gewerblichen Wirt­
schaft wurde durch viele Jahre je ein Exemplar 
jeder österreichischen Pa.tentschrift kostenlos zur 
Verfügung gestellt; diese Kammern haben die 
Patentschriften geordnet und in geeigneter Form 
dem Publikum zur Einsicht bereitgehalten. Auch 
vom Standpunkt des Patentamtes wurde diese 
Leistung der Kammern begrüßt, weil insbeson­
dere in jenen Landeshauptstädten, wo für die 
Offentlichkeit sonst keine Möglichkeit einer Ein­
schau in die Patentschriften gegeben war, dem 
auskunftsuchenden publikum die etwa durch ört­
liche Entfernungen umständliche Nachschau in der 
Bücherei des Patentamtes erspart blieb. Im Jahre 
1961 hat der Rechnungshof diese kostenlose Ab­
gabe von Patentschriften beanstandet, weil dafür 
keine gesetzliche Basis vorhanden sei. Dem Staat 
würde· damit ein Einnahmeentgang von 
400.000 S jährlich erwachsen. Dies ist jedoch nicht 
zutreffend, da durch Abgehen von der bisherigen 
Praxis dem Patentamt kaum mehr Einnahmen 
zugeflossen sind. Einerseits haben die Kammern 
der gewerblichen Wirtschaft zum größten Teil 
eine Bezahlung der Patentschriften abgelehnt und 
ihren Bezug eingestellt, weil die Bereitstellung der 
Patentschriften für die Offentlichkeit ihnen nur 
Kosten, aber keinen Nutzen brächte. Anderer­
seits sind so verbleibende Patentschriften ander­
weitig nicht verkäuflich. 

Im Interesse der öffentlichkeit sollte daher zur 
seinerzeitigen Praxis zurückgekehrt werden. Der 
Entwurf schafft hiefür die gesetzliche Basis und 
trägt .damit der Beanstandung des Rechnungs­
hofes Rechnung. Die Möglichkeit des kostenlosen 
Bezuges von Patentschriften steht nunmehr jeder 
öffentlich-rechtlichen Institution offen. 

Dem 'Sinn der Regelung ist 'entsprechend, daß 
durch den jeweiligen Rechtsträger sämtliche 
Patentschriften zur Information auf dem gesam­
ten Gebiete 'der Technik der Allgemeinheit zur 
Verfügung gestellt werden. 

Zu Art. I Z. 5 und 6: 

Recherchenanträge haben ihre wesentliche Be­
deutung wohl darin, daß sie vor allfälliger Hin­
terlegung von Patentanmeldungen gestellt wer- ' 
den. Zum Schutz des in derartigen Anträgen Ge­
offenbarten 'ist es erforderlich, im neuen Abs. 2 
des § 81 ausdrücklich festzuhalten, daß die Ein­
sichtnahme in die zu Recherchenanträgen gehö-
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renden Geschäftsstücke anderen Personen als dem 
Antragsteller nur mii: Zustimmung des Antrag­
stellers oder seines Rechtsnachfolgers gewährt 
werden darf. 

Die bisherigen Abs. 2 bis 5 werden zu den 
Abs. 3 bis 6. 

Zu Art. I Z. 7: 

Der neue §. 111 a enthält die erforderlichen 
Verfahrensbestimmungen und die Zuständigkeits­
regelung für die Recherche. Auf die einleitenden 
Ausführungen darf hier verwiesen werden. 

Die Beschreibung kann naturgemäß einen gröL 
ßeren Umfang aufweisen, sodaß es unklar sein 
kann, was recherchiert werden soll. Um alle Zwei­
fel auszuschließen, ist auch eine gedrängte Zusam­
menfassung des zu recherchierenden konkreten 
technischen Problems vorgesehen. 
. Um die Ausnützung der Recherche vor allem 

auch dem nicht deutschsprachigen Ausland zu er­
leichtern, ist die überreichung der Beilagen des 
Antrages auch in englischer und französischer 
Sprache grundsätzlich möglich. Doch kann nicht 
darauf verzichtet werden, daß im Bedarfsfall vom 
österreichischen Patentamt eine deutsche über­
setzung eines Teiles oder aller Beilagen angefor­
dert werden kann. Eine Beglaubigung dieser 
übersetzung ist im Gegensatz zu Prioritätsbele­
gen nicht erforderlich. 

Wird der Antrag durch das zuständige fachtech­
nische Mitglied durch Einzelbeschluß zurückge­
wiesen, besteht die Möglichkeit, die Beschwerde­
abteilung zur überprüfung dieser Entscheidung 
anzurufen. Hier können die schon vorhandenen 
Verfahrensbestimrnungen weithin sinngemäß An­
wendung finden. 

Als Zurückweisungsgründe kommen Form­
mängel wie nur einfache Ausfertigung des An­
trages oder seiner Beilagen, Nichtvorlage der 
Vollmacht eines einschreitenden Vertreters des 
Antragstellers, Nichtvorlage des Beleges über die 
Entrichtung der Antragsgebühr oder z. B. nicht 
ausreichende Konkretisierung des Antrages in 
Frage. 

Zu Art. I Z. 9 und 10: 

Die Neueinführung der Recherche geht von 
dem Grundsatz aus, daß durch sie dem Staat keine 
zusätzlichen Belastungen erwachsen dürfen. Wenn 
die Schätzungen über die Inanspruchnahme der 
neuen Einrichtung mit den entsprechenden Bud­
getposten des Patentamtes (dem schon bisher er­
forderlichen Personal- und Sachaufwand) in Ver­
gleich gesetzt werden, ergibt sich für eine 
Recherche eine Gebühr von etwa 4000 S. Dieser 
an sich nicht unbeträchtliche Betrag ist jedoch 
noch wesentlich unter den analogen Gebühren­
sätzen etwa des Internationalen Patent-Institutes 
gelegen. Von einer Staffelung der Gebühr nach 
Raschheit der Erledigung bzw. Aufwand an 
Arbeit, wie sie vielfach· angeregt wurde, ist Ab­
stand genommen worden. Da nach den Intentio­
nen des Patentamtes jeder Recherchenantrag so 
rasch wie möglich erledigt werden soll, erscheint 
eine Abstellung der Gebührenhöhe auf zeitliche 
Momente nicht zielführend. Eine Staffelung der 
Gebühr nach Zeitaufwand, Schwierigkeit u. dgl. 
hingegen würde vielfach zu unnötigen Auseinan­
dersetzungen zwischen Referenten und Antrag­
steller führen und lediglich die angestrebte rasche 
Erledigung behindern. Um jedoch ·den vielfach 
geäußerten Wünschen auf Senkung der' Recher­
chengebühr entgegenzukommen, wurde sie von 
5000 Sauf 4000 S herabgesetzt. 

Der Entwurf stellt klar (Z. 9), daß für die Ge­
bührenbemessung die Anzahl der in einem An­
trag angeführten konkreten technischen Pro­
bleme im Sinne des § 57 Abs. 3 maßgebend ist. 
Ferner ist vorgesehen, daß dann, wenn eine Zu­
rückweisung eines Antrages (aus formalen Grün­
den) erfolgt, wenn also der mit der Prüfung der 
Recherche verbundene materielle Aufwand nicht 
anfällt, dem Antragsteller der überwiegende Teil 
der eingezahlten Gebühr zurückzuerstatten ist. 
Die Einbehaltungeines geringen Teilbetrages auch 
im Falle der. Zurückziehung des Recherchen­
antrages erscheint zur Abgeltung der dem Amt 
bis zur Zurückziehung erwachsenen Kosten ge­
rechtfertigt. 
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6 873 der Beilagen 

Gegenüberstellung 

der durch den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Patent gesetz 1970 geändert wird, geänder­
ten Bestimmungen 

Geltender Text 

§ 59 Abs. 8: 
,,(8) Ein nichtständiges Mitglied ist nur dann 

zur Mitwirkung heranzuziehen, wenn im Einzel­
fall kein ständiges Mitglied für das in Frage kom­
mende Fachgebiet zur Verfügung steht oder wenn 
die Heranziehung mit Rücksicht auf die Beson­
derheit des Falles geboten erscheint." 

Entwurf 

,,(8) Ein nichtständiges Mitglied ist nur dann 
zur Mitwirkung heranzuziehen, wenn im Einzel­
fall kein ständiges Mitglied für das in Frage kom­
mende Fachgebiet zur Verfügung steht oder wenn 
die Heranziehung mit Rücksicht auf die Beson­
derheit des Falles, die Raschheit der Erledigung 
oder die· Belastung der in Betracht kommenden 
ständigen Mitglieder geboten erscheint." 

(Die übrigen Bestimmungen des Entwurfes, die bloße Ein- oder Anfügungen sind, werden hier 
nicht angeführt.) 

Kostenberechnung 

für die Durchführung des im Entwurf vorgelegten Bundesgesetzes, mit dem das Patentgesetz 1970 
geändert wird 

Die Neueinführung der Recherche geht von 
dem Grundsatz aus, daß durch sie dem Bund 
keine zusätzlichen Belastungen erwachsen dürfen. 
Es ergibt sich daher als etwa kostendeckend eine 
Gebühr von 4000 S pro Recherche, wenn die 
Schätzungen über die Inanspruchnahme der neuen 
Einrichtung mit den entsprechenden Budgetposten 
des Patentamtes (dem schon bisher erforderlichen 
Personal- und Sachaufwand) in Vergleich gesetzt 
werden. Wenn man die zusätzliche Tätigkeit des 
Patentamtes mit zehn Prozent des bisherigen 
Arbeitsumfanges annimmt, so würde dies eine 
Vermehrung um etwa 25 weitere Dienstposten 
mit einem jährlichen Mehrerfordernisan Per­
sonal- und Sachaufwand von etwa 3,000.000 S 
bedingen. Da die Prüfer, aber auch das übrige 
Personal des Patentamtes bereits jetzt mit dem 
Arbeitsanfall mehr als voll . ausgdast~t sind, 
kann diese zusätzliche Tätigkeit jedenfalls nicht 
dauernd neben der Bearbeitung von Patent­
anmeldungen von dem derzeit vorhandenen 
Personal bewältigt werden; außerdem ist eine 
Auskunftserteilung über den Stand der Technik 
überhaupt nur sinnvoll, wenn sie rasch erfolgt. 
Es wird daher je nach Inanspruchnahme 
der neu geschaffenen Möglichkeit eine en~spre­
chende Vergrößerung des Personalstandes - ein­
schließlich einer Vorsorge für die räumliche Un­
terbringung - unerläßlich sein. Dabei darf aller­
dings nicht übersehen werden, daß durch die 
Recherchengebühren eine Abdeckung des ge-

samten Aufwandes erwartet werden kann. Ins­
gesamt werden 'dem Bund also auf längere Sicht 
gesehen keine zusätzlichen Belastungen erwachsen. 

Das Patentgesetz sieht bereits jetzt bei Mit­
wirkung von nichtständigen Mitgliedern des 
Patentamtes Funktionsgebühren nach Maßgabe 
der Verwendung vor. Die Anwendung dieser Be­
stimmung, ·die durch die Novelle bewirkt werden 
soll, wird pro Jahr schätzungsweise 30.000 S an 
Funktionsgebühren erfordern. Bereits bisher war 
für die Mitwirkung im Budget ein Betrag von 
20.000 S vorgesehen, der jedoch wegen verfas­
sungsrechtlicher Bedenken nicht ausgenützt wer­
den konnte. 

Durch die kostenlose überlassung von Patent­
schriften an öffentlich-rechtliche Institutionen 
sind wesentliche Mehrkosten nicht zu erwarten, 
da von jeder Patentschrift ohnedies eine ent­
sprechende Auflage hergestellt wird und davon 
meist Exempl;are unverkäuflich bleiben. Daß eine 
große Zahl der in Frage kommenden Institutio­
nen von der neugeschaffenen Möglichkeit Ge­
brauch macht, ist aber schon deshalb nicht zu er­
warten, da diese Institutionen selbst· von der 
überlassung der Patentschriften kaum Nutzen, 
wohl aber nicht unerhebliche Aufwendungen zu 
erwarten haben, weil mit der überlassung der 
Patentschriften die Verpflichtung verbun'den ist, 
die Patentschriften der öffentlichkeit zugänglich 
zu machen. 
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